Abschrift

Landgericht Hamb‘urg
Az.: 324 O 671/15

Verkiindet am 18.10.2016

Meyer-Odibring, Sekr
Urkundsbeamter der Geschiftastelle

EINGEGANGEN
09 Mirz 2817

Urteil
IM NAMEN DES VOLKES

In der Sache

DVNLP - Deutscher Verband fiir Neuro-Linguistisches Programmieren e.V.,
vertreten durch d. Vorsitzenden, Lindenstralte 19, 10969 Berlin
- Antragsteller -
A = die Beschwerdefiihrerin
Rechisanwalte [ INEGEGNGTNGEE

I . Zeuge, ehemaliges, aus
Protest ausgetretenes Mitglied

gegen
: XY = der angezeigte mutmafliche
Thies Stahl, Ti
Planckstrale 11, 22765 Hamburg ater
- Antragsgegner -
Prozesshevolimachtigter,
Rechtsanwalt |G

erkennt das Landgericht Hamburg - Zivilkammer 24 - durch

die Richterin am Landgericht Mittler,

die Richterin am Landgericht Dr. Gronau und -

den Richter am Landgerichi Dr. Linke

am 18.10.2016 auf Grund der mndlichen Verhandlung vom 14.10.2016 fir Recht:

1. Die einstweilige Verfligung vom 13.01.2016 wird aufgehoben und der auf ihren Erass

gerichtete Antrag zuriickgewiesen.

2. Der Antragsteller tragt die Kosten des Rechtsstreits.








































Thies Stahl
A = die Beschwerdeführerin

JR = Zeuge, ehemaliges, aus Protest ausgetretenes Mitglied

XY = der angezeigte mutmaßliche Täter�
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3. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar. Der Antragsteller kann die Vollstreckung des
Antragsgegners durch Sicherheitsleistung in Héhe von 110 % des vollstreckbaren Betrages
abwenden, wenn nicht der Antragsgegner vor der Vollstreckung Sicherheit in Héhe von

110 % des zu volistreckenden Betrages leistet.

Tatbestand

Die Parteien streiten um den Bestand einer einstweiligen Verfligung der Kammer vom
13.01.2016, mit der dem Antragsgegner unter Androhung der gesetzlichen Ordnungsmittel unter-

sagt wurde,

folgende Behauptung zu verbreiten:

o(Der entsprechende Entschluss des Vorstandes und Kuratoriums des DVNLP
wurde von der Mitgliaderversammiung 2014 ratifiziert) - allerdings nachdem die-
se durch den Vorstand mit unvollstandigen und falschen Informationen ge-
tauscht und manipuliert worden war.”

wie geschehen im Beitrag .Marchenstunde-DVNLP verschweigt seinen Mitglie-
dern die Wahrheit’ vom 11,11.2015 unter https://thiesstahl.wordpress.com.

Hiergegen wendet sich der Antragsgegner mit seinem Widerspruch.

Der Antragsgegner ist eﬁema!iges Mitglied des Antragstellers, er war dessen Grindung- und Eh-
renmitglied. Er hat sich in sinem Beitrag, der unter thiesstahi.wordpress.com verbreitet wurde,
iiber den Antragsteller und die Mitgliederversammiung 2014 gedufiert und darin die streitgegen-
standliche Au!&erung verbreitet. Wegen der Einzelheiten der Berichterstattung wird auf Anlage ASt
1 Bezug genommen.

Der Antragsteller hat eidesstattliche Versicherungen seiner Vorstandsmitglieder vorgelegt, wegen
deren Einzelheiten auf Anlagen ASt 2 und ASt 4 Bezug genommen wird. Die Satzung des Antrag-
stellers wurde als Anlage ASt 5 vorgelegt.

Der Antragsteller lie® den Antragsgegner mit Schreiben vom 20.11.2015 abmahnen, Anlage ASt
3.

Der Antragsteller hat den Ausschluss des Antragsgegners aus dem Vergin betrieben. Das Kura-
torium des Antragstellers hat nach Anhorung des Antragsgegners am 24.10.2014 den Aus-
schluss erklart. Der Beschluss ging dem Antragsgegner am 29.10.2014 zu, Der Antragsgegner

hat dagegen mit Schreiben vom 30.10.2014 die Schlichtungskommission angerufen.
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Bei der Mitgliederversammlung am 31.10.2014 hatte der Antragsteller dem Mitgliedereinlass die
Vorgabe erteilt, nur regulare Mitglieder zur Versammlung zuzulassen. Als der Aniragsteller er-

schien, wurde ihm die Teilnahme an der Mitgliederversammiung verwehrt.

Vor dem Landgericht Berlin fihrten die Parteien ein Verfahren zum Aktenzeichen 20 O 118/14, in
dem es unter anderem um die Teilnahme an der Mitgliederversahlmlung ging, Wahrend dieses
Verfahrens trat der Antragsgegner aus dem Ahtragsteller aus. Daraufhin erklarten die Parteien
das Verfahren (ibereinstimmend fir erledigt. Das Landgericht Berlin hat sodann gemafl § 91a
ZPO {ber die Kosten des Verfahrens entschieden. Wegen der Einzelheiten dieser Entscheidung
vam 30.6.2015 wird auf Anlagen ASt 6 und AG 3 Bezug genommen. Der Antragstelier hat dazu
unter dem 22.09.2015 eine Abschlusserkiarung — Anlage AG4 — verbreitet.

Der Antragsgegner hat eine E-Mail von 27.04.2015 mit einer an ihn gerichteten Unterlassungsauf-
forderung als Anlage AG 1 vorgelegt. Dieser E-Mail war eine Verdffentlichung des Antragsgegners
vom 25.04.2015 beigeﬁ]gt, die mit ,Erklarung zum DVNLP* Gberschrichen war und im' internet
verdffentlicht wurde. In der ,Erklarung®, auf die die Abmahnung vom 27.04.2015 Bezug nimmt,

heifit 8s unter anderem:

LDVNLP-Vorstand manipuliert die Mitgliederversammlung (MV). Die
(Verbands)Offentlichkeit wurde vom Vorstand getauscht, indem dieser der MV
am 31.10.2014 drei wesentlich konfliktbeteiligte Personen (s.u.) vollstandig ver-
heimlichte und aulerdem einen multiplen Konflikt zwischen den Mitgliedern A,
B, C, M1, M2 und M3 verkirzt und verzerrt darstellte: ..."

Der Antragsgegner hat zudem eine weitere Abmahnung vom 15.10.2015 als Anlage AG 2 vorge-

legt.

Der Antragsgegner hat eidesstattliche Versicherungen von ihm und von Frau [l LG
als Anlagen AG 7 und AG 8 vorgelegt. Er zudem eine eidesstattlichae Versicherung des [IEEEN
I 2's Anlage AG 6 vorgslegt.

Er tragt vor,

bei Antragstellung am 16.12.2015 habe keine Eilbedirftigkeit bestanden. Der Vorwurf, dass die
Mitgliederversammlung 2014 von Vorstandsmitgliedern des Antragstellers aufgrund unvollstandi-
ger Informationen, insbesondere durch die rechtswidrige Verweigerung, dem Antragsgegner Zu-

gang zur Mitgliederversammiung und damit Rederecht zu gewahren, manipuliert worden sei, sei








A

B
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von ihm bereits unmittelbar nach der Versammiung erhoben worden. Spatestens seit dem
27.04.2015 seien die AuRerungen dem Antragsteller bekannt, wie sich aus der E-Mail gemaf An-
lage AG 1 ergebe. Die Abmahnung vom 20.11.2015 und der Verfilgungsantrag vom 16.12.2015

wiirden denselben Gegenstand wie die vorangegangenen Abmahnungen betreffen

Es bestehe auch kein Verflgungsanspruch, Hintergrund der streitigen Auseinandersetzung zwi-
schen den Parteien sei der Umgang des Aniragsteflers mit dem Vorwurf einer Teilnehmerin aus
einem Ausblldungsgang, wahrend der Aushildung unter anderem von einem Kursbegleiter sexuell
missbraucht worden zu sein. Er, der Antragsgegner, verlange Aufkldrung und Unterstiitzung fiir
die Geschédigte, Frau [N Der Vorstand des Antragstellers habe die Vorwiirfe der
Teilnehmerin flr unglaubwirdig und diese selbst fiir psychisch krank erklart. Das Landgericht
Berlin habe in seinem Beschluss festgestellt, dass dem Antragsgegner zum Zeitpunkt der Mitglie-
derversammliung 2014 widerrachtlich eine Mitwirkung an den Beschlussfassungen der Mitglieder-
versammlung verweigert worden sei, sodass die gefassten Beschilsse schon deshalb aus for-
mellen Griinden unwirksam seien. Der Vorstand des Antragstellers behauptete in der Offentlich-
keit bis heute wahrheitswidrig, der Ausschluss des Antragsgegners sei rechtlich korrekt und wirk-
sam erfolgt, der Antragsgegner habe unberechtigt schwere Vorwiirfe gegen Mitglieder und Organ-
trager erhoben. Tatsachlich habe er — ohne sie sich zu eigen zu machen — nur auf die Vorwiirfe
von Frau LN hingewiesen. Seine Kritik am Vorgehen des Vorstands des Antragstellers
sei daher berechtigt. Das Vorstandsverhalten und dessen unzutreffende Darstellungen bez{iglich
des Antragsgegners hatten in Wahrnehmung berechtigter interessen zu krasser Kritik berechtigt.
Er habe vor diesem Hintergrund das Vorstandsverhalten auch als manipulativ und die Mitglied-
schaft tduschend bewerten dlrfen.

Durch die Zugangsverweigerung habe der Antragsteller dem Antragsgegner jegliche Gegenrede
und Verteidigung gegen den Vorstandsvortrag zum Beschluss, den Aniragsgegner auszuschlie-
Ren, abgeschnitten. Der Vorstand habe den Ausschluss vor der Mitgliederversammiung véllig ein-
seitig zu rechtfertigen versucht. Dies habe der |JIEHI. der an der Mitgliederversammiung
teilgenommen habe, in seiner Erkldrung bestatigt. Bei der Abstimmung habe der Vorstand die Mit-

gliederversammlung unvolistandig und unzutreffend informiert.

Die beanstandete AuRerung sei eine Meinungséduferung, dies folge bereits aus ihrer Substanzar-

mut.


A

A

B
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Der Anitragsgegner beantragt,

die einstweilige Verfligung aufzuheben und den auf ihren Erlass gerichteten Antrag
zuriickzuweisen sowie die einstweilige Veriifgung nach § 926 ZPO aufzuheben sowie

den Antrag auf Festsefzung eines Ordnungsmittels abzuweisen.
Der Antragstelier beantragt,

die einstweilige Verfligung vom 13.01.2016 zu bestétigen.

Er tragt vor,

es habe keine Entscheidung darliber gegeben, ob der Ausschluss ordnungsgemafl war oder
nicht. Es sei nicht nachvollziehbar, warum der Antragsgegner, der frei entschieden habe, aus
dem Verband auszutreten, nach wie vor in regelmafigen Abstinden gegen den Antragsteller

.Schiefe”.

Es werde bestritten, dass der Antragsgegner den Vorwurf, der Gegenstand dieses Verfahrens
sei, in dieser Deutlichkeit bersits unmittelbar nach der Mitgliederversammiung 2014 geduliert ha-
be und deswegen das Eilbedlrfnis fehle. Die Abmahnung vorm 27.04.2015 betreffe nicht die hier
gegenstandliche AuRerung, ebensowenig wie die Abmahnung vom 15,10.2015. Die Hintergrundin-
formatibnen, die der Antragsgegner dem Gericht an die Hand geben, rechifertigten die Auferung
keinesfalls. Es werde unterstellt, dass der Vorstand den Antragégegner aus der Mitgliederver-
sammlung ausgeschlossen habe, obwohl ihm bekannt gewesen sei, dass dies satzungswidrig

sei, Dem sei nicht so. Es werde der Vorwurf der Tauschung und Manipulation erhoben.

Der Tatsachenhintergrund werde bestritten. Der Vorstand habe die Angelegenheit umfassend be-
handelt und intern ermittelt. Es sei aber auch nicht Aufgabe des Vorstands, intern eine Verurtei-
lung bestimmter Mitglieder vorzunehmen und Trainer als Beschuldigte zu benennen, die nicht
strafrechtlich verurteilt warden seien und gegen die nicht einmal ein Ermittlungsverfahren einge-
leitet worden sei. Es entstehe der Eindruck, dass die Vorwlrfe von Frau haitlos sei-
en, ihre Glaubwiirdigkeit sei erheblich in Frage gestellt. Die Begriffe ,getduscht’ und ,manipuliert”
seien nicht im Rahmen der Meinungsaufierung zulassig, sondern wéren beweisbar. Konkrete Be-

weise fuhre der Antragsgegner jedoch nicht an,

Er, der Antragsteller, habe in der Vergangenheit wiederholt Bemithungen angestellt, den Konflikt
mit dem Antragsgegner zu beenden. Dies sei jedoch nicht méglich.


A
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die gewechselten Schrift-

sdtze nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Nach dem Ergebnis der Widerspruchsverhandlung war die einstweilige Verflgung aufzuheben.
Es fehlt an der Dringlichkeit und zudem steht dem Antragsteller der geltend gemachte
Unterlassungsanspruch unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt und insbesondere nicht aus
8§ 823 Abs. 1, 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB analog i.V.m. Art. 19 Abs. 3, 2 Abs. 1 GG wegen der
Verletzung seines Untemehmenspersonlichkeitsrechts zu, Die inkriminierte AuBerung ist im
Kontext der Berichterstatiung rechtmafiig verbreitet worden.

Im Einzelnen:

1. Es fehlt bereits an der erforderlichen Eilbediirftigkeit fiir den Erlass der einstweiligen
Verfligung. Der Antragsteller hat zwar durch die eidesstattlichen Versicherungen seiner
Vorstandsmitglieder — Anlagenkonvolut ASt 4 — glaubhaft gemacht, von der Berichterstattung
des Antragsgegners ,Mérchenstunde-DVNLP verschweigt seinen Mitgliedern die Wahrheit”
erst am 12.11.2015 Kenntnis erlangt zu haben. Nach standiger Rechtsprechung der in
Hamburg mit Pressesachen befassten Gerichte ist in der Regel eine Frist von funf Wochen
nach Kenntnisnahme von der Berichterstattung nicht dringlichkeitsschadiich, so dass der am
16.12.2015 bei Gericht eingegangene Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfiigung
rechtzeitig im Sinne dieser Dringlichkeltsfrist ware.

indes ist dem Antragsteller bzw. seinen Vorstandsmitgliedern die konkret angegriffene
AuRerung bereits vor der hier gegensténdiichen Veréffentlichung bekannt gewesen, davon ist
zumindest prozessual auszugehen. Mit der Abmahnung vom 27.04.2015 gemaf} Anlage AG
1 wurde eine Verdffentlichung des Antragsgegners angegriffen, in der dieser unter anderem

ausfthrie:

JDVNLP-Vorstand manipuliert die  Mitgliederversammlung  (MV). Die
(Verbands)Offentlichkeit wurde vom Vorstand getduscht, indem dieser der MV
am 31.10.2014 drei wesentlich konflikibetelligte Personen (s.u.) vollstandig
verheimlichte und aullerdem einen multipien Konflikt zwischen den Mitgliedern
A, B, C, M1, M2 und M3 verkiirzt und verzerrt darstelite: ..."
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In der der angegriffenen einstweiligen Verfligung zugrundeliegenden Berichterstattung heifdt

es!

.(Der entsprechende Entschluss des Vorstandes und Kuratoriums des DVNLP
wurde von der Mitgliederversammlung 2014 ratifiziert) - allerdings nachdem
diese durch den Vorstand mit unvollstindigen und falschen Informationen
getduscht und manipuliert worden war.”

Zwischen beiden Formulierungen bestehen Unterschiede in der Diktion, nicht jedoch im
Aussagekern. Beiden AuBerungen ist zu eigen, dass der Vorwurf der Manipulation und der
Tauschung der Mitgliederversammiung durch den Vorstand erhoben wird. Als Grund fir
diesen Vorwurf wird jeweils ausgefiihrt, dass Informationen verheimlicht und — gemal AG 1 -
ein Konflikt verkiirzt und verzerrt dargestelit worden sei, wahrend es in Anlage ASt 1 heifit,
die Informationen seien falsch. Im Verstandnis des Lesers kommt es auf diese Unterschiede
in der Formulierung nicht an, denn ob eine Information verzerrt dargestellt oder falsch ist, ist
letztlich eine Frage der Betrachtungsweise. In beiden Fallen sind die mitgeteilten
Informationen jedenfalls nicht zutreffend. Der Kern des urspriinglich erhobenen und hier
angegriffenen Vorwurfs ist danach identisch.

Prozessual ist davon auszugehen, dass der Vorstand des Antragstellers von der
Berichterstattung in AG 1 bereits zum Zeitpunkt jener Abmahnung, also Ende April 2015,
Kenntnis hatte. Mangels gegenteiligen Vorirags ist zugrundezulegen, dass die E-Mail
jedenfalls in Kenntnis des Antragsteliers versandt wurde und dass der Aniragsteller von jener

Berichterstatiung des Antragsgegners Kenntnis hatte,

Demgegeniiber kommt es nicht darauf an, ob mit jener Abmahnung auch die dortige
AuRerung konkret angegrifien wurde. MaRgeblich ist allein, ob der Vorstand Kenntnis von der
friheren Verbreitung des nunmehr angegriffenen Vorwurfs hatte. Davon ist nach alledem
auszugehen, so dass es an der notwendigen Eilbedirftigkeit fiir die angegriffene einstweilige

Verflgung fehlte.

2. Hinzu kommt, dass auch in der Sache die angegriffene AuRerung zulassig verbreitet wurde,
gin Unterlassungsanspruch des Antragstellers besteht nicht. Konkret geht es um den
Vorwurf, der Vorstand habe die Mitgliederversammiung durch unvollstandige und falsche
Informationen getduscht und manipuliert. Bei diesem Vorwurf handelt es sich um eine

Meinungsauierung.
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Flr die Abgrenzung von Tatsachenbehauptung und Meinungséuerung gilt, dass eine
Tatsachenbehauptung vorfiegt, wenn der Gehalt der AuRerung entsprechend dem
Verstandnis des durchschnittlichen Rezipienten der objektiven Kidrung zugénglich ist, weil er
als etwas Geschehenes grundsatzlich dem Beweis offen steht, er also mit den Mitteln der
Beweiserhebung {berpriifbar ist (vgl. Wenzel, Das Recht der Wort- und
Bildberichterstattung, 5. Aufl. 2003, 4. Kapitel Rn. 43 ff. m.w.N.; Soehring, Presserecht, 4.
Aufl. 2010 § 14 Rn. 3, 4 m.w.N.). Eine MeinungsauRerung liegt vor, wenn eine Auferung nicht
dem Beweise zuganglich ist, sich insbesondere nicht mit dem Kriterium ,wahr oder unwahr”
messen lasst, sondern vom Element der Stellungnahme und des Dafirhaltens
gekennzeichnet ist, also einen Vorgang oder Zustand an einem vom Kritiker gewéhlten
MaRstab misst (vgl. BVerfG, Urteil vom 22. Juni 1982 — 1 BVR 1376/79 —, BVerfGE 61, 1-13;
Prinz/Peters, Medienrecht, 1999, Rz. 4, Wenzel, aaQ 4. Kapitel Rn. 48 m.w.N.).

auch hinsichtlich ,unvolisténdige und falsche Informationen” um MeinungséuRerungen. Es
stellt sich als eine Frage des Standpunkts dar, ob und wann mitgeteiite Informationen

vollsténdig und richtig sind, weil es eine Frage der individuellen Bewertung ist, in welchem
Umfang Informationen mitgeteiit werden sollten oder miissten, um ,vollstdndig” zu sein. I

Annliches gilt fiir den Vorwurf der Tauschung und Manipulation. Dieser Vorwurf baut darauf

auf, dass die mitgeteilten Informationen ,unvolistandig” und ,falsch® gewesen seien. Eif
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Demgegeniiber sind die eidesstattlichen Versicherungen des Vorstands des Antragstellers
wenig aussagekraftig und inhaltlich unergiebig, wobei zudem auffallt, dass die
eidesstattlichen Versicherungen der fiinf Vorstandsmitglieder gemé&R® Anlage ASt 2
wortidentisch sind. Im Rahmen der Gegeniiberstellung der Glaubhaftmachungsmiitel von
Antragsteller- und Antragsgegnerseite ist insofern festzustellen, dass die monotone
Farblosigkeit der eidesstattlichen Versicherungen in Anlage ASt 2 durch den Detailreichtum
der eidesstattlichen Versicherung in Anlage AG 5 hinsichtlich der Vorgange auf der

Mitgliederversammlung deutlich Ubertroffen wird.

Hinzu kommi auch, dass die Verweigerung der Teilnahme des Antragsgegners an jener
Mitgliederversammlung durch den Vorstand, die das Landgericht Berlin in seinem Beschluss
vom 30.06.2015 (20 O 418/14) gemah Anlage ASt 6 und AG 3 als rechtswidrig bewertet hat,

ein Ankniipfungspunk fiir die angegriffene Meinungséufberung ist. Denn auch derAusschluss

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO. Die Vollstrackbarkeitsentscheidung folgt aus §§
708 Nr. 6, 711 ZPO.

gez.

Mittler Dr. Gronau Dr. Linke

Richterin Richterin Richter
am Landgericht am Landgericht am Landgericht







